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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Oktober ernannte Bundesrätin Dreifuss den Kunsthistoriker David Streiff zum neuen
Direktor des Bundesamtes für Kultur (BAK). Streiff tritt die Nachfolge von Alfred Defago
an, der Bundesrat Cotti als Generalsekretär ins EDA folgte. Im Vorfeld dieses ersten
bedeutenden Personalentscheides von Bundesrätin Dreifuss war in der Romandie
vehement ein welscher "Ministre de la culture" gefordert geworden; andere Kreise
verlangten ebenso dezidiert die Einsetzung einer Frau. In der engsten Auswahl
verblieben schliesslich Streiff, als ehemaliger Leiter des Filmfestivals von Locarno
Garant für Innovation, und Hans-Rudolf Dörig, bislang stellvertretender Direktor des
BAK und profunder Kenner der schweizerischen Kulturpolitik. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.10.1993
MARIANNE BENTELI

In Wimmis (BE) nahm die weltweit modernste Papierentsäuerungsanlage ihren Betrieb
auf. Der im Auftrag des Bundes von einer privaten Firma geführte Betrieb erlaubt es
den beiden Hauptkundinnen, der Schweizerischen Landesbibliothek und dem
Bundesarchiv, jährlich je 40 Tonnen säurehaltige Dokumente behandeln zu lassen und
damit deren Lebensdauer um mindestens 150 Jahre zu verlängern. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.09.2000
MARIANNE BENTELI

Zur Bestimmung, welche Aufgaben dem Bund durch die Aufnahme eines Kulturartikels
in die neue Bundesverfassung erwachsen, unterzeichneten Bundesrätin Dreifuss und
der Präsident der schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
Ende Juni ein gemeinsames Umsetzungsmandat. Dieses sieht die Einberufung einer
Projektorganisation von Bund und Kantonen unter der Beteiligung der Städte sowie der
kulturellen Organisationen und Einrichtungen vor. Sie soll bis Ende 2002 erheben,
welche Ausbildungsbedürfnisse im Bereich der Kultur nicht oder nur unzulänglich
abgedeckt sind und wo aus kulturpolitischer Sicht Handlungsbedarf besteht. Erwartet
wird ein erläuterter Gesetzesentwurf für die vom Bund zu treffenden
Förderungsmassnahmen sowie Vorschläge für allfällige Anpassungen bestehender
Erlasse. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.06.2001
MARIANNE BENTELI

«Präsenz Schweiz», die neue Auslandlobby des Bundes, und Pro Helvetia
unterzeichneten eine Vereinbarung, welche die Kompetenzen der beiden
Organisationen regelt. Es ist vorgesehen, dass das kulturelle Schaufenster im Ausland
zum Gegenstand eines regelmässigen Informations- und Meinungsaustauschs
zwischen den involvierten Stellen wird. Gemäss EDA sind auf operationeller Ebene
verschiedene Koordinationsgruppen unter der Federführung von «Präsenz Schweiz»
vorgesehen. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.09.2001
MARIANNE BENTELI

Ende 2000 hatte die Stiftung Pro Helvetia dem EDI als ihrem Aufsichtsorgan konkrete
Vorschläge zur Reform ihrer Strukturen und Abläufe gemäss dem im Vorjahr vom
Stiftungsrat verabschiedeten Modell «Renovation» unterbreitet. Im Februar erteilte ihr
das Departement klare Vorgaben; diese betrafen die rasche Umsetzung der Reformen,
die Neubesetzung des Stiftungsrates, eine deutliche Straffung der Strukturen, die
Klärung der Kompetenzen und Verantwortlichkeiten der verschiedenen Stiftungsorgane
sowie eine effizientere Behandlung der Unterstützungsgesuche. Siehe dazu auch die
Antwort des Bundesrats auf eine Interpellation Seiler (svp, BE) (Ip. 01.3195). 
Im Mai hiess der Stiftungsrat die in diesem Sinn überarbeiteten Statuten in den
Grundzügen nahezu einstimmig gut; insbesondere wurde beschlossen, den Stiftungsrat
auf die gesetzlich vorgeschriebene Mindestzahl von 25 Mitgliedern zurückzuführen. Er
wird neu aus einem personell reduzierten Leitenden Ausschuss, der für die operativen
Belange zuständig ist, und einem Expertenrat bestehen, der sich eher grundsätzlicher
Fragen (grössere oder umstrittene Gesuche sowie eigene Projekte) annimmt. Die
Geschäftsleitung erhält die Kompetenz, vier Fünftel der Gesuche selber zu
entscheiden; die Stellung des Direktors wird im Bereich der Zielsetzungsprozesse und
bei interdisziplinären Projekten aufgewertet. Mitte August wurden die bereinigten, per

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.12.2001
MARIANNE BENTELI
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1.1.2002 in Kraft tretenden Reglementsänderungen definitiv verabschiedet. Anfangs
Dezember bestellte der Bundesrat den neuen Stiftungsrat; dabei fiel auf, dass drei der
sieben Mitglieder des Leitenden Ausschusses nicht aus der Kulturszene, sondern aus
dem Management stammen. Der erst drei Jahre zuvor zur gründlichen Reorganisation
der Stiftung berufene Direktor, Bernard Cathomas, zog die Konsequenzen aus seiner
Niederlage im Strukturstreit und wechselte zu Beginn des Jahres als neuer Direktor von
Radio e Televisiun Rumantscha zur SRG. Bereits sein Vorgänger, Urs Frauchiger, hatte
darunter gelitten, dass der Spielraum eines Pro Helvetia-Direktors angesichts des
übermächtigen Stiftungsrats sehr eng ist; nach nur fünf Jahren hatte er 1997 sein Amt
zur Disposition gestellt. 5

Spätestens seit dem Filmfestival von Locarno, als Couchepin das BAK in einem Interview
mit einer welschen Wochenzeitung hart angriff und von «Kolonialisierung der
offiziellen Kultur durch die Linke» und von «Vetternwirtschaft» im BAK sprach, war klar,
dass das Verhältnis zwischen Departementschef und Amtsvorsteher einer Klärung
bedurfte. David Streiff, 1994 von Bundesrätin Dreifuss als BAK-Direktor eingesetzt, zog
die Konsequenzen aus der verfahrenen Situation und demissionierte per Ende März
2005. Als ausgewiesener Kunsthistoriker und -vermittler hatte er in seiner bisherigen
Berufslaufbahn – unter anderem als langjähriger Direktor des Filmfestivals von
Locarno – ein dichtes Beziehungsnetz zu ganz unterschiedlichen Kulturinstitutionen
knüpfen und deren Vertrauen gewinnen können. Sein Rücktritt wurde denn auch weit
über den Kreis der eigentlichen Kunstschaffenden hinaus bedauert. Zu Streiffs
Nachfolger ernannte der Bundesrat Jean-Frédéric Jauslin, bisher Direktor der
Schweizerischen Landesbibliothek; der neue BAK-Chef ist von Haus aus Informatiker
und gilt als versierter Verwaltungsexperte.
Neben grundsätzlichen Differenzen über die Ausrichtung der Kulturpolitik fühlte sich
Couchepin auch durch die Verballhornung seines Namens in einem vom BAK
mitfinanzierten Film verunglimpft, weshalb er im Sommer eine
Administrativuntersuchung zur Durchleuchtung der Praxis des BAK bei der Gewährung
von finanziellen Beihilfen an Filmschaffende anordnete. Die Untersuchung stellte keine
Unregelmässigkeiten fest. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.12.2004
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beschloss für die dreijährige Bauphase zur Erweiterung des
Archivierungszentrums der Cinémathèque Suisse zusätzliche 7,6 Mio Fr. zu den bereits
in der zivilen Baubotschaft 2008 beschlossenen 49 Mio Fr. Ergänzend beauftragte der
Bundesrat das EDI, ihm bis 2011 eine Strategie zur Archivierung des audiovisuellen
Kulturgutes vorzulegen. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.06.2009
MARLÈNE GERBER

2007 hatte die Schweiz die UNESCO-Konvention zur Bewahrung des immateriellen
Kulturerbes von 2003 ratifiziert. Diese trat 2008 in Kraft. Auf deren Basis präsentierte
das BAK im Mai des Berichtsjahrs ein Verzeichnis mit 387 lebendigen Traditionen (aus
den Sparten Musik, Tanz, Theater, Brauchtum, Handwerk, Industrie und Wissen), das
von den kantonalen Kulturverantwortlichen zusammengestellt worden war. Davon
wählte das BAK 167 aus und liess sie durch die Kantone dokumentieren. Sie werden in
ein umfassendes nationales Inventar aufgenommen, das voraussichtlich 2012
veröffentlicht werden wird. Die Erkenntnisse aus der Dokumentationsarbeit für die
Liste fliessen in Projekte, welche die Kulturförderung im Rahmen des Schwerpunkts
„Lebendige Traditionen“ gemäss Kulturbotschaft 2012–2015 zu unterstützen gedenkt. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.10.2011
SUZANNE SCHÄR

Im Oktober bis November des Berichtsjahrs führte der Bundesrat eine Konsultation zur
Lage der kulturellen Vielfalt in der Schweiz durch. Dies in Vorbereitung eines Berichts
an die UNESCO, der im April 2012 aufgrund der Schweizer Teilnahme am
Übereinkommen über den Schutz und die Förderung kultureller Ausdrucksformen fällig
wird. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.10.2011
SUZANNE SCHÄR
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Im Rahmen des am 1. Januar in Kraft getretenen Kulturförderungsgesetzes baute das
Bundesamt für Kultur (BAK) sein Engagement in den neuen Tätigkeitsfeldern, welche in
der Kulturbotschaft 2012-2015 definiert wurden, aus. Das BAK entschied, sich künftig
vermehrt für die Erhaltung des beweglichen Kulturerbes zu engagieren. Zu diesem
Zweck wurden zunächst sieben – ab 2014 noch weitere – Institutionen wie Museen oder
Sammlungen unterstützt. Somit soll die künftige Positionierung dieser Institutionen als
Kompetenzzentren mit nationaler und internationaler Ausstrahlung glücken. Besondere
Aufmerksamkeit erhielten weiter die beiden als transversale Themen festgelegten
Projekte „Lebendige Traditionen“ und „Kultur Digital“. Auf dem Gebiet der lebendigen
Traditionen wurde eine Liste veröffentlicht und Förderungsmassnahmen vorgestellt. Im
Bereich der digitalen Kultur wurde als erster Schritt einer künftigen Förderung eine
Bedürfnis-Umfrage unter den mit Digitaltechnik arbeitenden Kulturschaffenden
durchgeführt. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.07.2012
MÄDER PETRA

Im September des Berichtjahres veröffentlichte das Bundesamt für Kultur die „Liste
der lebendigen Traditionen in der Schweiz“. Diese umfasst schützenswerte,
schweizerische Traditionen aus den Sparten Musik, Tanz, Theater, Brauchtum,
Handwerk, Industrie und Wissen. Damit erfüllt die Schweiz ihre Verpflichtung
gegenüber der UNESCO-Konvention zur Bewahrung des immateriellen Kulturerbes.
Vertreten auf der Liste sind sowohl alle Kantone mit ihren ganz eigenen Traditionen und
Bräuchen wie etwa das Sechseläuten oder der Berner Bär, als auch
gesamtschweizerische Eigenarten wie etwa das Fondue oder der Jass. Einige der
insgesamt 167 Einträge sollen es schliesslich auf die Liste des UNESCO-Welterbes
schaffen. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.09.2012
MÄDER PETRA

Der Bundesrat ernannte im Februar des Berichtsjahres den amtierende BAK-Direktor
Jean-Frédéric Jauslin zum Botschafter der UN-Organisation für Bildung, Wissenschaft
und Kultur (UNESCO) sowie zum Abgesandten bei der Internationalen Organisation der
Frankophonie (OIF). Jauslin trat seine neuen Ämter per 1. September an. Im Mai wurde
bekannt, dass ab November Isabelle Chassot (FR, cvp), Staatsrätin des Kantons Freiburg
und Präsidentin der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
(EDK), Jauslins Nachfolge im BAK antreten werde. Ad interim übernahm Yves Fischer als
stellvertretender Direktor die Leitung des Bundesamtes. 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.02.2013
MARLÈNE GERBER

Im Dezember publizierte der Bundesrat seine Strategischen Ziele für das
Schweizerische Nationalmuseum 2014-2017. Diese orientieren sich inhaltlich
überwiegend an den Leitlinien der vorangehenden, vierjährigen Periode, wurden jedoch
aktualisiert und klarer gegliedert. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.12.2013
MARLÈNE GERBER

Basierend auf der 2012 erstellten "Liste der lebendigen Traditionen der Schweiz" und
aufgrund der Ratifikation des entsprechenden Übereinkommens im Jahr 2008 kann die
Schweiz Kandidaturen für die UNESCO-Liste des immateriellen Kulturerbes
einreichen, die auf gemeinschaftlichen Praktiken und gesellschaftlichen Interaktionen
beruhen sollen. Von der 167 Traditionen umfassenden Liste der lebendigen Traditionen
hiess der Bundesrat acht Vorschläge für Kandidaturen gut, welche nach und nach beim
UNESCO-Komitee deponiert werden sollen. Die gutgeheissenen Vorschläge umfassen
den Umgang mit der Lawinengefahr, das Uhrmacherhandwerk, Schweizer Grafikdesign
und Typografie, die Schweizer Alpsaison, den Jodel, die Historischen Prozessionen in
Mendrisio, das Winzerfest in Vevey und die Basler Fasnacht. Kandidaturen können
jeweils im März bei der UNESCO deponiert werden; eine erste Schweizer Kandidatur ist
für das Frühjahr 2015 vorgesehen. Ferner verabschiedete der Bundesrat Ende Jahr den
ersten periodischen Staatenbericht über die Bewahrung des immateriellen Kulturerbes
in der Schweiz zuhanden der UNESCO. Dieser zieht für die ersten sechs Jahre nach der
Ratifikation eine positive Bilanz zur Umsetzung des Abkommens. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.10.2014
MARLÈNE GERBER
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Zum ersten Mal seit 2012 wurde die «Liste der lebendigen Traditionen in der Schweiz»,
welche die Grundlage und Voraussetzung für die Nominierung als immaterielles
Kulturerbe der UNESCO bildet, im Sommer 2017 aktualisiert. Die Liste wurde von 165
auf 199 Einträge erweitert, wobei der Schwerpunkt für die 34 neuen Einträge auf die
lebendigen Traditionen in den Städten gelegt wurde. Die Inventarisierung erfolgte
neuerlich durch die Zusammenarbeit von Bund und Kantonen mit fachlicher
Unterstützung der Hochschule Luzern. Die rund 90 von den Kantonen eingereichten
Vorschläge für die nationale Liste wurden von einer Steuergruppe – bestehend aus
Bundes-, Kantons- und Städtevertretungen, der schweizerischen UNESCO-Kommission,
Pro Helvetia sowie wissenschaftlichen Fachpersonen – diskutiert, bevor diese daraus
eine Auswahl traf. Neu befinden sich in der Liste u.a. das Aareschwimmen in Bern, die
Appenzeller Holzschnitzerei, die Badenfahrt, Sculptures et constructions en neige à La
Chaux-de-Fonds oder die Zürcher Technokultur. 15

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.07.2017
MELIKE GÖKCE

Im November 2017 hat die UNESCO zwei Schweizer Bewerbungen in ihr Register
«Memory of the World» aufgenommen. Neu werden das sich im Stiftsarchiv und der
Stiftsbibliothek befindende schriftliche Erbe des Klosters St. Gallen sowie die
Archivbestände des DOCIP in Genf unter dem Weltdokumentenerbe geführt. Bis anhin
waren drei Schweizer Bewerbungen in das Weltregister aufgenommen worden: die
Sammlungsbestände Jean-Jacques Rousseaus in Genf und Neuenburg (seit 2011), der
Nachlass zum Montreux Jazz Festival (seit 2013) und die Bibliotheca Bodmerina
1916–1971 (seit 2015). 
«Memory of the World» ist ein Kommunikations- und Informationsprogramm der
UNESCO, das als seine drei Hauptziele erstens den Erhalt des dokumentarischen Erbes,
zweitens die Sicherstellung des universellen Zugangs zu ebendiesem und drittens die
Förderung der Bewusstseinsbildung für die Bedeutung des Erbes und die
Notwendigkeit seiner Bewahrung verfolgt. Das Programm wurde 1993 zur Förderung des
Schutzes des dokumentarischen Erbes der Menschheit lanciert, um dieses vor der
wachsenden Bedrohung durch Vernachlässigung und den Zahn der Zeit, aber auch
durch mutwillige Zerstörung zu bewahren. Anstoss für das Programm war die 1992
während der Belagerung von Sarajevo im Bosnienkrieg erfolgte, vorsätzliche Zerstörung
der Nationalbibliothek gewesen. 16

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.11.2017
MELIKE GÖKCE

Anfang Dezember 2017 trug die UNESCO die Basler Fasnacht, als zweiten Schweizer
Eintrag nach dem Winzerfest in Vevey, in die repräsentative Liste des immateriellen
Kulturerbes ein. Bereits im März 2016 hatte das BAK in enger Zusammenarbeit mit dem
Basler Fasnachts-Comité das Kandidaturdossier erarbeitet und eingereicht. Die
Kandidatur wurde von der UNESCO als beispielhaft beurteilt, weil sie die Verwendung
des Dialektes – spezifisch: des Basler Dialektes – zur Vermittlung und Sichtbarmachung
des immateriellen Kulturerbes gerade im städtischen Raum besonders hervorhebe.
Auch zeigte sie sich von den vorgeschlagenen Bewahrungsmassnahmen (musikalische
Nachwuchsförderung und pädagogisches Material für die Schule) begeistert. Mit
jährlich rund 20'000 Teilnehmenden und über 200'000 Besucherinnen und Besuchern
ist die Basler Fasnacht ein bedeutendes kulturelles Ereignis für die Baslerinnen und
Basler, das eine vielfältige und lebendige Tradition von Musik, mündlicher
Ausdrucksform und Handwerk vereint und in vielen Bereichen des gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und politischen Lebens präsent ist. 
Der Entscheid der UNESCO stiess bei der weitläufigen Basler Fasnachtsgilde auf grosse
Begeisterung, sorgte aber zugleich auch für gemischte Gefühle hinsichtlich der
Bedeutung dieses Entscheides für die Zukunft des Grossereignisses. Einzelne Medien
führten den konservierenden Charakter einer solchen Auszeichnung als den «Haken»
an der Sache an, da der eigentliche Sinn einer Aufnahme darin bestehe, den Charakter
der ausgezeichneten Tradition zu «bewahren», während die Basler Fasnacht aber ein
«Spiegel ihrer Zeit» sei und sich auch entsprechend wandle und verändere. Andere
Medien hingegen gingen der Frage nach, wie sich die Anforderung der UNESCO, dass
kulturelle Ausdrucksformen über Generationen weitervermittelt und stetig neu
geschaffen werden, mit der «es ist, wie es immer war und wird so bleiben»-Mentalität
alteingesessener Fasnächtler vereinbaren lasse. Der amtierende Comité-Obmann
Christoph Bürgin zeigte sich diesbezüglich gegenüber den Medien eher gelassen: Er
gehe nicht davon aus, dass sich die Basler Fasnacht nun grundlegend verändern werde.
Sie werde wohl eine Wertsteigerung in der Region erfahren und an Bekanntheit
gewinnen, mit einer Touristenschwemme sei dennoch nicht zu rechnen. Es sei nun aber
an den Behörden, dafür Sorge zu tragen, dass die Rahmenbedingungen erhalten
blieben. Bürgins Vorgänger, Felix Rudolf von Rohr, zeigte sich hingegen äusserst erfreut

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.12.2017
MELIKE GÖKCE
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über die Auszeichnung und erhoffte sich dadurch eine Öffnung, gar ein Bekenntnis
dazu, dass es sich bei der Fasnacht um eine «Evolution», einen stetigen Wandel der
Tradition handle, der nicht gestoppt werden könne.  
Erste kleine Änderungen brachte die neu erlangte Auszeichnung bereits wenige Tage
nach Bekanntwerden mit sich: Regierungspräsidentin Elisabeth Ackermann (BastA)
kündigte an, dass am 6. Januar 2018 an zentraler Stelle bei der Barfüsserkirche eine
Fasnachtsgasse eingeweiht werden soll. Kulturminister Alain Berset trug gar im Rahmen
des vom Comité organisierten Festaktes in bester Schnitzelbangg-Manier dazu bei, den
Basler Dialekt über die Kantonsgrenzen hinauszutragen: «Eh jo. Eh nei. Eh jo. Eh nei. Eh
jo. Eh nei. Eh jo. Das ischs Protokoll vom Bundesroot» – dies die bundesratsinterne
Diskussion darüber, ob denn nun die Basler Fasnacht zum immateriellen Kulturerbe
werden solle. 17

Ende November 2018 verkündete die UNESCO, dass sie den Umgang mit der
Lawinengefahr sowie die Kenntnisse und Techniken des Trockenmauerbaus in die
repräsentative Liste des immateriellen Kulturerbes der Menschheit eingetragen habe.
Das Kandidaturdossier zur Lawinengefahr war bereits im März 2017 eingereicht worden
und aus der Zusammenarbeit des BAK, des Instituts für Schnee- und Lawinenforschung
(SLF), des Schweizer Alpen-Clubs (SAC), des Schweizer Bergführerverbands (SBV), des
BAFU, des Kantons Wallis sowie der österreichischen UNESCO-Kommission und
diverser österreichischer Institutionen und Vereine im Bereich des Umgangs mit
Lawinen entstanden. Die erhöhte Disposition des Alpenraumes für Lawinengänge habe
zu neuen Formen des kollektiven Umgangs mit Risiken geführt, die sich im Laufe der
Zeit in der Akkumulation eines technischen, gesellschaftlichen und kulturellen
Repertoires geäussert haben, das durch die Bevölkerung und Expertinnen und Experten
ständig erneuert werde, wie aus dem Dossier zu entnehmen war. Die Aufnahme in die
repräsentative Liste zeige, dass der Umgang mit Naturgefahren nicht nur einen
technischen, sondern auch einen kulturellen Aspekt innehabe, dem jede einzelne
Gesellschaft mit unterschiedlichen Strategien entgegenwirke.
Die Kandidatur des Trockenmauerbaus resultierte aus einer multinationalen
Zusammenarbeit unter der Federführung Griechenlands, an der sich nebst der Schweiz
auch Kroatien, Spanien, Frankreich, Italien, Slowenien und Zypern beteiligt hatten. Mit
dem Dossier wurde eine weitverbreitete und den lokalen Gegebenheiten angepasste
Technik anerkannt und zugleich die grosse Bedeutung der internationalen
Zusammenarbeit für die Bewahrung des immateriellen Kulturerbes aufgezeigt. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.11.2018
MELIKE GÖKCE

Mitte Dezember 2019 verkündete die UNESCO, dass sie die Historischen Prozessionen
von Mendrisio sowie den Alpinismus in die repräsentative Liste des immateriellen
Kulturerbes der Menschheit aufgenommen habe. 
Das Kandidaturdossier der Prozessionen von Mendrisio war bereits 2018 in einer
Zusammenarbeit des BAK und der Stiftung Processioni Storiche di Mendrisio mit
Unterstützung der Gemeinde Mendrisio eingereicht worden. Die jährlich am
Gründonnerstag und Karfreitag stattfindenden Prozessionen sind der Passion und dem
Kreuzweg Christi gewidmet und locken Tausende von Zuschauenden an. Ein besonderes
Augenmerk liegt hierbei auf den berühmten «Transparenti», die nach dem
Lichterlöschen als grundsätzlich einzige Lichtquelle die Stadt erhellen. Diese seit dem
18. Jahrhundert in spezieller Technik hergestellten, eingerahmten und
durchscheinenden Gemälde, waren ein grundlegendes Element der Kandidatur, da das
Hauptanliegen darin bestand, die besonderen Kenntnisse der Bildrestauration sowie
des Schaffens neuer Werke weiterzuvermitteln.
Das trinationale Dossier des Alpinismus wurde von Organisationen wie dem Schweizer
Alpen-Club (SAC) und dem Schweizer Bergführerverband (SBV) sowie den Städten
Chamonix (F), Courmayeur (IT), Orsière (CH) und dem Kanton Wallis getragen. Das
eingereichte Dossier zeuge von grosser Qualität und unterstreiche als ein positives
Beispiel die Relevanz des traditionellen Wissens über die Natur für eine nachhaltige
Beziehung zwischen Mensch und Umwelt. Die geteilten historischen und technischen
Kenntnisse sowie der vorausgesetzte zwingende Erwerb eines vielfältigen Wissens über
topografische, klimatische und phänomenologische Rahmenbedingungen prägten die
gemeinsame Kultur des Alpinismus, die sich auf ethische Grundlagen wie den
gemeinsamen Einsatz aller Teilnehmenden, den sparsamen Ressourcenumgang, ein
richtiges Risikomanagement sowie die Hilfs- und Rettungspflicht stütze. 19

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.12.2019
MELIKE GÖKCE
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Urheberrecht

Auf 1. Juli trat das neue Urheberrecht in Kraft. Es bringt wesentliche Verbesserungen
für den Besitzer des geistigen Eigentums (Kunstschaffende und Produzenten),
gleichzeitig aber auch Kosten für die Konsumentinnen und Konsumenten. Damit das
private Kopieren (Musik, Filme, Bücher, Zeitungen etc.) abgegolten werden kann, muss
künftig auf leeren Tonband- und Videokassetten sowie fürs Fotokopieren eine Abgabe
bezahlt werden, doch war deren Ausmass bei Inkrafttreten des Gesetzes noch nicht
bekannt. 20

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.07.1993
MARIANNE BENTELI

Auch wenn Bibliotheken in der heutigen Zeit über ein vielfältiges Angebot verfügen, ist
die Ausleihe gedruckter Bücher noch immer die zentrale Dienstleistung, die von den
vorwiegend öffentlich finanzierten Institutionen erbracht wird. Die bisweilen gängige
Vergütungspraxis in der Schweiz ist, dass Vergütungsabgaben lediglich auf Mietobjekte,
nicht aber auf Ausleihen erhoben werden. In der Folge können Bibliotheken nur dann
zur Zahlung einer Urhebergebühr verpflichtet werden, wenn sie selbst bei den
Benutzerinnen und Benutzern eine Benutzungsgebühr erheben. Anders verhält es sich
mit Pauschalen wie Jahresgebühren, auf die ebenfalls keine Urhebergebühren entfallen.
In der Schweiz hat sich gezeigt, dass nur noch rund 300 Bibliotheken die
Einzelvergütung praktizieren, während in den vergangenen Jahren 50 Bibliotheken auf
die Pauschalvergütung umgestiegen sind, was verhältnismässig einem grossen Anteil
entspricht. 
Die Verwertungsgesellschaft ProLitteris monierte, dass sich für sie aufgrund dieser
Entwicklung im Zeitraum von 2013 bis 2016 rund CHF 140'000 Mindereinnahmen
ergeben hätten, und erhob daher die Forderung, den geltenden Tarif auf die kostenlose
Ausleihe auszuweiten. Da sich die Bibliotheksverbände gegen diese Tarifausweitung zur
Wehr setzten und sich in den bilateralen Verhandlungen keine Einigung einstellte,
gelangte ProLitteris mit ihrem Anliegen an die Eidgenössische Schiedskommission für
die Verwertung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten (ESchK). Die
Kommission entschied schliesslich am 10. Dezember 2018 – insbesondere für die
Verbände überraschend – zu Gunsten von ProLitteris und sprach sich entsprechend für
die Ausweitung des Gemeinsamen Tarifs 5 (GT 5) auf kostenlose Ausleihen aus. Somit
sollen Ausleihen der Bibliotheken ab 2019 mit 9 Prozent des von Nutzerinnen und
Nutzern gezahlten Entgeltes belastet werden, wobei eine gestaffelte Einführung des
neuen Tarifs in drei Schritten von 2019 bis 2021 angedacht ist. Für Pauschaleinnahmen
wurde eine Halbierung der Vergütung vorgesehen und die öffentlich-rechtliche
Einschreibegebühr der Hochschulen wurde als Ausnahme erfasst und entspricht in der
Folge nicht dem «Entgelt» im Sinne des Tarifs. Die einzelnen Institutionen unterstehen
unabhängig von der Vergütungspraxis – Pauschalzahlungen oder Einzelbeträge – dem
neuen Tarif und müssen der Verwertungsgesellschaft jährlich bis Ende März die
korrekten und vollständigen Angaben zu jeglichen Einnahmen durch die
Bibliotheksnutzung angeben. ProLitteris zeigte sich über diesen Entscheid sehr erfreut
und betonte, dass es bei diesem Verfahren um eine Rechtsfrage gehe, die einer
Ungleichbehandlung entgegenwirken könne.
Der schriftlich begründete Entscheid der Schiedskommission wird für die nächsten
Monate erwartet und kann angefochten sowie gegebenenfalls dem BVGer zur
Entscheidung vorgelegt werden. Unabhängig davon beschloss der Nationalrat ebenfalls
im Dezember 2018 einstimmig die Urheberrechtsrevision, die explizit kein Verleihrecht
vorsieht.
Im Unterschied zu ProLitteris zeigte sich Hans Ulrich Locher, Geschäftsführer von
Bibliosuisse, alles andere als erfreut über den Kommissionsentscheid und tat seinen
Unmut in einem Gastkommentar in der NZZ kund. Er kritisierte insbesondere die neu zu
bezahlenden 9 Prozent: Worauf genau diese denn erhoben werden sollen, fragte er. Bei
der Vermietung sei dies klar über die Mieterträge vorzunehmen; der Entscheid der
Kommission aber, in den restlichen Fällen die Einnahmen aus Mitgliederbeiträgen und
Jahresgebühren dem neuen Tarif zugrunde zu legen, stehe «völlig quer in der
politischen Landschaft» und habe «faktisch absurde Konsequenzen». So würden
erstens Bibliotheken ohne Jahresgebühren und Ausleihen oder Nutzung vor Ort nicht
erfasst, was jeglicher rechtlicher Gleichbehandlung widerspreche. Unter dem Strich
würden insbesondere notleidende und von Privatmitteln abhängige Bibliotheken zur
Kasse gebeten. Zweitens gebe es bei der Nutzung selbst keinerlei Änderungen, die
Anlass für eine Tarifanpassung geben würden, zumal sich die bisherige Variante seit
Jahrzehnten bewährt habe. Drittens habe sich bereits bei der Vernehmlassung zur
URG-Revision gezeigt, dass eine Bibliothekstantieme als generelle Nutzungsgebühr
weder bei den Parteien und Kantonen noch bei den Verbänden Rückhalt erhalten
würde. Der Entscheid der Schiedskommission trage diesem Umstand nicht Rechnung

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.12.2018
MELIKE GÖKCE
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und es stelle sich nun die Frage, ob die vom Bundesrat gewählte Instanz ihre
Kognitionsbefugnisse überschritten habe – was freilich vom BVGer zu beantworten sei,
da der Entscheid wahrscheinlich angefochten werde. Es sei nun aber am Parlament, im
Rahmen der laufenden Urheberrechtsrevision das bewährte System der kostenlosen
Ausleihe unter Schutz zu stellen – insbesondere, da der Entscheid der
Schiedskommission gezeigt habe, dass man diesen Grundsatz nicht als
selbstverständlich erachten sollte. 21

Heimatschutz und Denkmalpflege

Nach dem Winzerfest von Vevey, dessen Kandidatur im März 2015 eingereicht worden
war, deponierte das BAK mit der Basler Fasnacht im Frühjahr 2016 seine zweite
Kandidatur zur Aufnahme in das immaterielle Kulturerbe der UNESCO. Der Entscheid
des zwischenstaatlichen Komitees zum Gesuch wird per November 2017 erwartet.
Beinahe zeitgleich mit der Deponierung der Kandidatur bemängelte die
Basellandschaftliche Zeitung den durch fehlenden Nachwuchs bedingten,
schwindenden Anteil an aktiven Fasnächtlern innerhalb der Basler Bevölkerung. Als
Gründe für diese Entwicklung eruierte man zum einen das grosse Freizeitangebot für
die Basler Jugend, das mit der Fasnachtstätigkeit stark konkurrenziere, und zum
anderen die verpasste Chance, die Migrationsbevölkerung in die Fasnachtskultur zu
integrieren. Eine Stärkung der Fasnacht und der Tourismusregion Basel erhoffte man
sich indes von einer erfolgreichen Kandidatur allemal: Nicht nur die internationale
Bekanntheit Basels würde dadurch gesteigert, sondern es dürfte für Cliquen durch die
verstärkte Anerkennung auch einfacher werden, geeignete Räumlichkeiten zur
Vorbereitung ihres Fasnachtsauftritts zu finden. 
Grund zum Feiern gab es Ende 2016 bereits für Vevey: Die Kandidatur zur Aufnahme des
Winzerfestes war erfolgreich, womit die Schweiz in der UNESCO-Liste des
immateriellen Kulturerbes der Menschheit bereits den ersten Eintrag verzeichnen kann.
Jedes Land ist berechtigt, pro Jahr eine Kandidatur zu deponieren. Aufgrund von
Empfehlungen einer Expertengruppe des Bundesrates aus dem Jahr 2014 plant die
Schweiz in den Folgejahren noch sechs weitere Kandidaturen. 22

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.03.2016
MARLÈNE GERBER

Archive, Bibliotheken, Museen

Für die künftige welsche Zweigstelle des Landesmuseums in Schloss Prangins bei Nyon
wurde die Baubewilligung erteilt. Eine massive Kostenüberschreitung — statt auf 19,85
Mio Fr. wie ursprünglich bewilligt, kommt das Vorhaben auf 73,5 Mio Fr. zu stehen —
hatte seinerzeit für Unmut in Parlament und Öffentlichkeit gesorgt und die
Verwirklichung des Projekts in Frage gestellt. 23

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.03.1991
MARIANNE BENTELI

Das Vorhaben, die weltberühmte Sammlung Oskar Reinhart, welche seit 1958 durch
Schenkung der Eidgenossenschaft gehört, während der notwendig gewordenen
Sanierung der Villa am Römerholz in Winterthur ans Metropolitan Museum of Art in
New York auszuleihen, scheiterte an einer eng gefassten Auslegung des
Schenkungsvertrages. 24

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.08.1992
MARIANNE BENTELI

Der Gemeinderat (Exekutive) der Stadt Bern stimmte nach dem Schweizerischen
Alpenclub, dem Bund und dem Kanton Bern einer Übergangsfinanzierung für das
Schweizerische Alpine Museum zu, welche es dem Museum ermöglicht, sich neu als
«Bergwelt-Zentrum» zu positionieren. 25

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Sommer kündigte der neue Direktor des BAK, Jean-Frédéric Jauslin, eine
Überprüfung der Museumspolitik der Eidgenossenschaft an. Von den 943 Museen der
Schweiz verwalte der Bund 16 in eigener Regie, 6-10 unterstütze er regelmässig und 50
erhielten punktuelle Beihilfen. Ziel sei es, einen genauen Überblick über das
Engagement des Bundes zu erhalten. Im Zentrum der Evaluation stehe die historisch
gewachsene Musée Suisse Gruppe, zu der neben dem Schweizerischen Landesmuseum
sieben weitere, so unterschiedliche Museen wie das Zollmuseum in Gandria (TI), das
Musikautomatenmuseum in Seewen (SO) und das Schloss Wildegg (AG) gehören. Die
geplante Erweiterung des Landesmuseums in Zürich, gegen die Heimatschutzverbände

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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Rekurs eingereicht hatten, soll bis 2015 verschoben werden, Priorität habe die
Sanierung und Modernisierung des jetzigen Gebäudes am Platzspitz. 26

Nach Wochen der Querelen um die Amtsführung von Andreas Furger, Direktor der
Musée Suisse Gruppe, trat dieser im Einvernehmen mit dem EDI auf Ende Juni von
seinem Posten zurück. Im Rahmen eines Teilzeitarbeitsvertrags mit dem BAK wird er bis
Ende 2008 ein neues Ausstellungskonzept für das Landesmuseum Zürich entwickeln.
Als interimistischer Nachfolger wurde Andreas M. Spillmann, Ex-Direktor des
Schauspielhauses Zürich, verpflichtet. 27

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.06.2006
MARIANNE BENTELI

Die Schweizerische Landesbibliothek wird ab 1. Januar 2007 auch auf Deutsch
«Schweizerische Nationalbibliothek» heissen. In den romanischen Sprachen und im
Englischen entsprach die Bezeichnung seit jeher der internationalen Usanz:
«Bibliothèque nationale suisse», «Biblioteca nazionale svizzera», «Biblioteca naziunala
Svizra», «Swiss National Library». Die Aufgaben der Schweizerischen Nationalbibliothek
sind gesetzlich festgelegt: Die Schweiz betreffende Dokumente sammeln, erschliessen,
zur Verfügung stellen – und sie so aufbewahren, dass sie keinen Schaden nehmen.
Diese Aufgaben bleiben sich im Grundsatz über die Generationen hinweg gleich.
Hingegen müssen die Schwerpunkte periodisch überprüft und neu gesetzt werden, um
aktuellen Bedürfnissen gerecht zu werden. Dies tat die Landesbibliothek nun für die
Jahre 2007 bis 2011. Drei Tätigkeitsfelder stehen im Vordergrund: der Aufbau einer
elektronischen Sammlung, die Anpassung der Angebote an die Bedürfnisse der
hauptsächlichen Nutzerinnen und Nutzer sowie der Ausbau der Papierkonservierung zu
einem nationalen Kompetenzzentrum. 28

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.10.2006
MARIANNE BENTELI

Film

1992 soll erstmals ein Schweizer Filmpreis verliehen werden. Wie am Filmfestival von
Locarno bekanntgegeben wurde, möchte das BAK dafür 260'000 Fr. bereitstellen. Mit
der Preissumme sollen je ein Spielfilm, ein Dokumentarfilm, ein Kurzfilm und ein
Trickfilm sowie bis zu drei Persönlichkeiten der Filmbranche ausgezeichnet werden. Die
Eidgenössische Filmkommission, welche die Schaffung des Filmpreises angeregt hatte,
beantragte ausserdem, einen Teil des Filmkredits in Zukunft gezielt darauf zu
verwenden, anstelle von Einzelprojekten ganze Produktionsprogramme zu unterstützen,
und einen Fonds zur Förderung unabhängiger Fernsehproduktionen einzurichten. 29

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.08.1991
MARIANNE BENTELI

Nicolas Bideau, Leiter des Kompetenzzentrums für Kulturaussenpolitik im EDA, ersetzte
Marc Wehrlin als Chef der Sektion Film im BAK, nachdem dieser zum vollamtlichen
Stellvertreter des neuen BAK-Direktors Jauslin berufen worden war. Bideau
beabsichtigt, die Qualität der Schweizer Spielfilme und ihren Marktanteil zu verbessern.
Zu diesem Zweck will er einen Expertenpool schaffen, der die Filmprojekte unter
anderem auf ihre Erfolgschancen bei der Kinoauswertung hin untersucht. Das neue
Fördersystem, das Mitte 2006 in Kraft treten soll, sieht zudem eine Auslagerung der
Kurz- und Fernsehfilme vor. 30

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.07.2005
MAGDALENA BERNATH

Die SRG und sechs schweizerische Filmvereine unterschrieben ein viertes
audiovisuelles Abkommen. Darin verpflichtete sich die SRG, die Zusammenarbeit mit
den schweizerischen Filmschaffenden zu verstärken und CHF 57.9 Mio. an die
Filmförderung zu zahlen, was einer Erhöhung des Beitrags um rund 15% entspricht. 31

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.08.2005
MAGDALENA BERNATH

Anlässlich der traditionellen Pressekonferenz beim Filmfestival von Locarno (TI) gab
Bundesrat Couchepin die neue Förderungspolitik des Bundes bei den Filmfestivals und
die zur Verfügung gestellten Beiträge (rund 2,5 Mio Fr. pro Jahr) für die nächsten drei
Jahre bekannt. Von den etablierten grossen Veranstaltungen gehen das Internationale
Filmfestival Locarno mit 1,35 Mio Fr. (+150 000) und das Dokumentarfilm-Festival
„Visions du réel“ in Nyon (VD) mit 400 000 Fr. (+70 000) gestärkt aus der Förderrunde
hervor; die Filmtage Solothurn als Schaufenster fürs nationale Filmschaffen bleiben bei
einem Bundesbeitrag von 300 000 Fr. pro Jahr. 32

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.08.2007
MARIANNE BENTELI
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Bereits zur Eröffnung der Solothurner Filmtage im Januar wurden Stimmen aus den
Filmverbänden laut, welche dem Bund eine selektive Filmförderung vorwarfen.
Hauptsächlich kritisiert wurde die geringe Anzahl unterstützter Drehbücher im Vorjahr
im Vergleich zu 2007, was das BAK daraufhin mit leicht schwächerer Qualität der
eingegangenen Projekte begründete. Der Konflikt spitzte sich zu, als die Produktion
„Sennentuntschi“ trotz staatlicher Förderung bereits vor Fertigstellung Konkurs
anmelden musste. Ende Juni reichten der Filmproduzentenverband und die Gruppe
Autoren, Regisseure und Produzenten eine Aufsichtsbeschwerde gegen die von Nicolas
Bideau geführte BAK-Sektion Film ein. Hauptbeschwerdepunkt war die Verletzung der
Ausstandspflicht durch zwei Kommissionsmitglieder beim Entscheid über Fördergelder.
Konkret ging es um eine dreitägige Sitzung, wo unter anderem zwei Mitglieder des
fünfköpfigen Gremiums für ihre Projekte Fördergelder zugesprochen bekamen. Die
Beschwerdeführer waren der Ansicht, dass betreffende Personen der ganzen Sitzung
hätten fernbleiben müssen. Das BAK wies die Beschwerde zurück. Die
Kommissionsmitglieder seien vorschriftsgemäss bei den Einzelsitzungen, in denen ihre
Projekte behandelt wurden, in den Ausstand getreten, womit die Vorschriften erfüllt
seien. 33

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.2009
MARLÈNE GERBER

Bundesrat Burkhalter verlängerte die seit 2006 bestehenden Filmförderungskonzepte
bis Ende 2011. Mit Eintreten der ersten Förderperiode im Rahmen des
Kulturförderungsgesetzes und in Konsequenz einer 2010 erfolgten Evaluation der
Filmförderung sollen 2012 neue Förderkonzepte in Kraft treten. Dazu musste die
Filmförderungsverordnung revidiert werden. Es wurde darauf geachtet, die
Unabhängigkeit und Qualität der Begutachtung besser zu gewährleisten und die
Ausstandspflichten der Kommissionsmitglieder strenger und klarer zu regeln. Der
Vorschlag der Evaluatoren, die Filmpolitik besser von der Filmförderung zu trennen,
wurde durch Anpassungen der internen Organisation und Prozesse der Sektion Film im
BAK berücksichtigt. Der Diskurs um eine allfällige Überführung der Filmförderung in
eine verwaltungsunabhängige Organisation (analog etwa zu Pro Helvetia), wie sie
verschiedentlich gefordert worden ist, war Ende des Berichtsjahrs noch im Gang. 34

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Im August 2015 verweigerte der Bund einen weiteren Kredit in der Höhe von CHF 6 Mio.
zuhanden der Cinémathèque Suisse zwecks Digitalisierung von Filmen. Als Gründe
dafür wurden mangelndes Projektcontrolling und das Fehlen einer ausgereiften
Digitalisierungs- und Archivierungsstrategie angegeben – Mängel, die ebenfalls in einem
2014 veröffentlichten Bericht der EFK festgestellt worden waren und Grundlage für
diesen Entscheid boten. Beim Stiftungsrat der Cinémathèque gab man sich
konsterniert. Seit dem Prüfungsbericht sei die Situation bereits verbessert worden.
Diesen Umstand bestätigte auch BAK-Direktorin Isabelle Chassot. Trotzdem wolle sich
der Bund 2016 aus dem Stiftungsrat zurückziehen und in Zukunft die Vergabe der
Gelder von jährlich CHF 7,5 Mio. an einen Leistungsvertrag binden. 2009 und 2011 hatte
die Cinémathèque zusätzlich zu den regulären Bundesmitteln bereits zwei
Spezialkredite in der Höhe von insgesamt CHF 19,2 Mio. erhalten. 35

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.08.2015
MARLÈNE GERBER

An seiner Rede am Filmfestival Locarno erläuterte Bundesrat Berset die Pfeiler der
künftigen Schweizer Filmförderung. Durch die im Rahmen der Kulturbotschaft
2016–2020 gesprochenen Gelder stehen den Schweizer Filmschaffenden in den
kommenden fünf Jahren zusätzlich CHF 27 Mio. zur Verfügung, deren Zweck es ist, eine
Abwanderung der Dreharbeiten oder der Produktion von Schweizer Filmen ins
kostengünstigere Ausland zu verhindern. Der Kulturminister äusserte ferner seine
Bedenken, was das EU-Filmförderungsprogramm MEDIA anbelangt. Dieses wurde nach
der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative sistiert und durch
Übergangsmassnahmen ersetzt. Der Bundesrat hob die Bedeutung des internationalen
Austausches für die Branche hervor und beteuerte den Willen der Regierung, in Zukunft
wieder am europäischen MEDIA teilnehmen zu wollen. 36

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.08.2015
MARLÈNE GERBER
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Sprachen

Der Versuch, das Rätoromanische in der Armee zu institutionalisieren, muss als
gescheitert betrachtet werden. Die 1988 versuchsweise eingeführten vier Romanen-
Kompanien der Füsiliere wurden mit der Armee-Reform 95 wieder abgeschafft. Grund
dafür waren Rekrutierungsprobleme bei den Kaderleuten. 37

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.07.1994
MARIANNE BENTELI

Zum zweiten Mal (nach Genf im Herbst 1993) tagte das Parlament in einer anderen
Sprachregion. Die Frühjahrssession 2001 fand in Lugano (TI) statt. Bei der offiziellen
Eröffnungsfeier sprach der Bürgermeister von Lugano Italienisch, die Präsidentin des
Tessiner Staatsrates alle drei Amtssprachen, die Präsidentin des Ständerates
Französisch und der Präsident des Nationalrates ebenfalls alle drei Amtssprachen. 38

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.03.2001
MARIANNE BENTELI

Das Idiom der jenischen Bevölkerung wird von der Schweiz als nicht territorial
gebundene Sprache anerkannt. Zusammen mit den Fahrenden prüft der Bund konkrete
Möglichkeiten, diese Minderheitensprache im Sinn der neu formulierten Europäischen
Charta der Regional- und Minderheitensprachen zu erhalten und zu fördern.
Statistische Daten zum Jenischen gibt es nicht. Die Fahrenden verwenden ihr Idiom
ausschliesslich innerhalb der Gruppe. Die jenische Bevölkerung wird auf 30'000 bis
35'000 Personen geschätzt, wovon etwa 3'000 heute noch Fahrende sind. Auf
Empfehlung der Experten und des Ministerkomitees des Europarates soll untersucht
werden, wie das Jenische besser geschützt werden kann. Gemäss BAK geht es
insbesondere um eine Bestandesaufnahme und eine bessere Bekanntmachung der
Sprache nach aussen. Förderungsmassnahmen, die möglicherweise Eingang ins neue
Sprachengesetz finden, müssten nach Ansicht des BAK vor allem Frauen und Mädchen
ansprechen, da diese massgeblich zur Pflege und Weitergabe des Jenischen
beitragen. 39

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.12.2002
MARIANNE BENTELI

Erstmals hielt das Parlament im Herbst eine seiner Sessionen im
romanischbündnerischen Sprachraum ab, nämlich in Flims/Flem. Es war dies die dritte
auswärtige Session nach Genf (1993) und Lugano (TI) 2001.

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.09.2006
MARIANNE BENTELI

Per 1. Juli nahm mit dem Genfer Vasco Dumartheray der erste Delegierte für
Mehrsprachigkeit seine Tätigkeit in der Bundesverwaltung auf. Sein Aufgabenbereich
umfasst insbesondere die Förderung der Vertretung von Angehörigen lateinischer
Sprachgemeinschaften. 40

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.07.2010
MARLÈNE GERBER

1) TA, 5.6. und 10.6.93; NQ, 11.6. und 22.6.93; BüZ, 15.6.93; NZZ, 27.7.93; Ww, 26.8.93; JdG, 25.9.93; Presse vom 5.10.93.
2) BaZ, 9.8.00; NZZ, 1.9.00.
3) AB NR, 2001, lll, Beilagen, S. 438 ff.
4) NZZ, 13.9.01
5) Presse vom 9.1.-12.1., 23.2., 11.5., 8.8. und 8.12.01; BaZ, 24.2.01
6) LT, 7.8.04; BZ, 10.8.04; L’Hebdo, 12.8.04; NZZ, 13.8. und 21.8.04; TA, 14.8.und 21.8.04; Presse vom 14.8., 28.8., 4.11. und
11.12.04
7) www.news.admin.ch (17.6.09).
8) Medienmitteilung BAK vom 7.10.11; BZ, 1.6.11.
9) NZZ, 11.10.11.
10) Medienmitteilung BAK vom 5.7.12.
11) Medienmitteilung BAK vom 10.9.12; NZZ, BZ, SGT, 11.9.12.
12) Medienmitteilung BAK vom 13.2. und 8.5.13; AZ, 14.2. und 10.5.13.
13) BBl, 2013, S. 9657 ff.; Medienmitteilung BAK vom 6.12.13.
14) Lit. BAK; Medienmitteilung BAK vom 15.12.14; Medienmitteilung BR und BAK vom 22.10.14; BaZ, 23.10.14
15) Aktualisierte Liste der lebendigen Traditionen in der Schweiz; Medienmitteilung BAK vom 10.7.17
16) Schweizerische UNESCO-Kommission; NZZ, 8.11.17
17) Medienmitteilung BAK vom 7.12.17; BLZ, BaZ, 17.2.17; BLZ, 20.10.17; BaZ, 6.12.17; BLZ, BaZ, NZZ, 8.12.17; BLZ, BaZ, TA, 9.12.17;
BaZ, 13.12.17, 8.1.18
18) Medienmitteilung BAK vom 29.11.18; AZ, NZZ, 30.11.18
19) Medienmitteilung BR vom 11.12.19; Medienmitteilung BR vom 12.12.19; CdT, 13.12.19
20) Bund, 25.6.93; NZZ, 29.6.93; JdG, 1.7.93. 
21) Beschluss ESchK (GT5) vom 10.12.18; Gemeinsamer Tarif 5 - Vermieten von Werkexemplaren; Mitteilung ProLitteris vom
18.1.19; Stellungnahme Bibliosuisse vom 15.1.19; NZZ, 17.1.19
22) Medienmitteilung BAK vom 31.3.16; BLZ, BaZ, 1.4.16; BaZ, 2.4.16; NZZ, 2.12.16
23) NZZ, 28.3.91.
24) AB NR, 1992, S. 848; NZZ, 8.7., 17.7. und 31.7.92; SoZ, 19.7.92; Bund, 5.8.92. 
25) NZZ, 3.5. und 4.6.05
26) Presse vom 28.1.05 und 29.6.05; NZZ, 3.3. und 7.4.05; TA, 16.12.05
27) Presse vom 28.6. und 11.7.06; TA, 1.7. und 12.7.06.
28) Presse 11.10.07

01.01.90 - 01.01.20 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



29) Presse vom 12.8.91; TA, 20.8.91.
30) Presse vom 7.7. und 12.7.05; TG, 6.8.05; LT, 10.10.05; TA, 28.12.05
31) NF, 9.8.05
32) BaZ, BZ und SGT, 4.8.07.
33) TA, 22.1. und 6.10.09; NZZ, 6.8.09.
34) BAK, Filmförderung 2011; BAK, Sektion Film, Newsletter vom 15.12.2011.
35) TA, 5.8.15; NZZ, 6.8.15; TA, 17.8.15; NZZ, 26.8.15; TA, 29.8.15
36) Medienmitteilung EDI und BAK vom 6.8.15; NZZ, 7.8.15
37) BüZ, 16.7.94. 
38) AB NR, 2001, S. 26 ff.
39) NZZ, 23.12.02
40) Exp., 5.6.10; SGT, 20.8.10.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 11


